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GeSdstrafen wegen
Grenzblockade

Am 13.9.1980 verurteilte das Amtsgericht

Gronau zwei Mitglieder der Bürgerinitiative
'Kein Atommüll in Ahaus' zu Geldstrafen in

Höhe von 2.000, bzw. 1.350 Mark. In der

Berufungsverhandlung vor dem Landgericht
Münster wurden die Strafen dann endgültig

auf 1.500 und 1.350 Mark festgesetzt.

Worum ging es?

Im Anschluß an den Beginn der Flachboh

rungen in Gorleben im März 1979 hat die
Bl Lüchow-Dannenberg zu bundesweiten
Protestaktionen aufgerufen.U.a.schlug sie

Samstag nach Bohrbeginn verschie

dene Grenzübergänge symbolisch zu beset
zen.
Eine solche Aktion wurde dann auch am

17.3. von ca. 60 AKW-Gegnern aus der Bun

desrepublik und den Niederlanden durchge
führt: von 9-12 Uhr wurde der Grenzüber

gang Gronau-Glanerburg blockiert. Autofah
rer und Zollbeamte begegneten der friedlich
verlaufenen Aktion mit Verständnis und zum

Teil offener Sympathie, ein paar Polizisten
beschränkten sich aufs Beobachten und das
Umleiten des Verkehrs.

Über ein Jahr später dann plötzlich die
Anklage gegen Gerd und Hartmut! Und das,
obwohl keiner der betroffenen Autofahrer

Anzeige erstattet hatte; obwohl die Aktion
an der Grenze weder von der Polizei noch
vom Zoll beanstandet worden war; obwohl
kein Hinweis auf die Rechtswidrigkeit ge

schweige denn eine Aufforderung zur Been
digung der Blockade erging.
Weitere 'Merkwürdigkeiten': der Staatsan
waltschaft waren mehrere Teilnehmer der

Blockade bekannt, dennoch wurden nur die

beiden herausgegriffen. Der Richter in Gro
nau wollte das Verfahren ganz gern wegen

Geringfügigkeit einstellen, der Staatsanw^
- grundsätzlich auch nicht abgeneigt - durfte
aber auf Anweisung von oben nicht zustirn
men. Hartmut hatte zudem an der Blockade

selbst gar nicht teilgenommen, sondern au
niederländischem Gebiet lediglich Flugblät
ter verteilt ...

Offenkundig ging es bei den Verfahren wie
der einmal schlichtweg darum, zwei Anti-
AKW-Aktivisten - diesmal aus der Bl 'Kein
Atommüll in Ahaus' - zu treffen und damit
die Bl und den Widerstand in Ahaus einzu
schüchtern und zu schwächen. Dies darf

und wird nicht gelingen!
Durch die Prozesse kommen auf die Bl Ko
sten in Höhe von ca. 9.000 Mark zu. Die
Ahauser bitten daher alle um finanzielle

Unterstützung.
Spendet auf das Rechtshilfekonto der Bl
'Kein Atommüll in Ahaus', KtoNr. 564 625

bei der Kreissparkasse Ahaus (BLZ 428 513

vor, am

Am 27. Juni, wenn der Atom Express gera
de aus der Druckerei kommt (und Reimar
Geburtstag hat), findet in Salzgitter eine De
monstration gegen die geplante Einlagerung
von Atommüll in den Schacht Konrad sowie
das Salzbergwerk Asse II statt. Da wir weder
für die Demo mobilisieren,noch davon be
richten können,beschränken wir uns auf ei

nige Hintergrundinformationen, die wir dem
Aufruf entnehmen.

Geht es nach den aktuellen Plänen der Bun

desregierung und der Atomindustrie, soll
der Raum Salzgitter-Wolfenbüttel in ein rie
siges Atomklo verwandelt werden.
Ab 1985/86 soll in das ehemalige Erzberg
werk Schacht Konrad in Salzgitter radioakti
ver Müll eingelagert werden,denn der
Schacht wird z.Z. zum größten Atommülla
ger Westeuropas ausgebaut.Gleichzeitig
plant man unweit von Salzgitter in das Salz
bergwerk Asse II wieder einzulagern.
Nachdem die Genehmigung für die ’Ver-
suchseinlagerung' schwach- und mittelakti
ver Abfälle abgelaufen ist (wo schon hun

derte von Atommüllfässern unrückholbar ge
lagert sind!!), stapeln sich Unmengen ra
dioaktiven Mülls in den sog. Landessammel
stellen und das Lagerproblem wird immer
drängender.
Endgültige Lagerstätten gibt es dank des
Widerstandes der Bevölkerung z.Zt. noch
nicht. Die Genehmigung von Atommülagern
ist jedoch Bedingung für den Weiterbau und
Neubau von Atomanlagen.
Somit werden durch die Einlagerung in
Schacht Konrad und Asse II wichtige Bedin
gungen zur weiteren Durchsetzung des
Atomprogramms geschaffen.
Ende 1981 sollen Planfeststellungsverfahren

(PLFV) eingeleitet werden, die die rechtliche
Voraussetzung hierzu schaffen. Charakter
und Ausgang dieser PLFV werden deutlich,
wenn man die politische Verfilzung vor Ort
betrachtet:

Schacht Konrad gehört den Stahlwerken
Peine & Salzgitter AG, die zu 100% bunde

seigen sind und der größte Geldgeber in
Salzgitter. Einlagern wird u.a. die Noell
GmbH Würzburg, zu 100% Tochter von P &
S, die bereits heute schon mit dem Abriß

von stillgelegten Atomanlagen begonnen
hat.

Antragsteller ist die Gesellschaft für Strah

len- und Umweltforschung (GSF), zu 100%
bundeseigen. Gutachter ist das Batelle-Insti-

tut, Mitglied im Deutschen Atomforum, das
sich für die aktiv für die Durchsetzung der
Atomenergie einsetzt. Genehmigt schließlich
wird vom Land Niedersachsen...

Unter diesen Bedingungen und der Abhän

gigkeit von P & S wird von der Stadt Salzgit
ter ein 'Bürgerdialog' geführt, der den Wi

derstand der Bevölkerung so gering wie
möglich halten soll. Dies ermöglicht den Be
treibern ein problemloses Durchsetzen ihrer

Interessen und nur deshalb war es möglich,
die seit mindestens vier Jahren laufenden
Ausbauarbeiten im Schacht zu verschleiern
und den Widerstand weitgehend zu isolie
ren.

Wenn unser Widerstand hier genauso kon
kret und erfolgreich ist, wie in Gorleben
oder anderswo, wenn die Atommüllstrate
gen auch sonst keinen Platz finden, ihren

Müll zu verscharren, dann kommt der Punkt,
an dem das Atomprogramm politisch nicht
mehr durchsetzbar ist ...

Als nächste Widerstandsaktion nach der De

mo ist ein Open-Air-Festival „Rock gegen
Schacht Konrad“ am 15.8. geplant, zu dem
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den regionalen Bis die Jusos und die
Grünen aufrufen. Der Ort steht im Moment
noch nicht fest.


